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Drucksache V/3069 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

III A 2 - 18 52 93/1 


Bonn, den 19. Juni 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gesetz zur Anpassung und Gesundung des deutschen 
Steinkohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlen- 
bergbaugebiete vom 15. Mai 1968 (BGBl. I S. 365) 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 3. April 1968 
- Umdruck 402, Drucksachen V/2802, V/2797 - 


Unter Bezugnahme auf die aus Anlaß der dritten Beratung des 
Gesetzes zur Anpassung und Gesundung des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete 
auf Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD angenom- 
mene Entschließung übersende ich anliegend den im Bundes- 
anzeiger Nr. 94 vom 18. Mai 1968 veröffentlichten „Gesamt- 
sozialplan über die öffentlichen und betrieblichen Leistungen 
und Vorsorgemaßnahmen für die von Stillegungen betroffenen 
Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus" vom 15. Mai 1968. 

In dieser Entschließung hat der Deutsche Bundestag die Bundes- 
regierung ersucht, für diejenigen Arbeitnehmer, 

die mit ständigen Arbeiten unter Tage oder mit gleichge- 
stellten Arbeiten beschäftigt, seit dem 31. Dezember 1948 
ununterbrochen im Bergbau tätig sind und nach Vollendung 
des 55. Lebensjahres ihren Arbeitsplatz durch Stillegung 
verlieren, ohne die notwendigen Anwartschaftszeiten für 
die Knappschaftsausgleichsleistung zu erfüllen, 

im Dritten Teil des Gesamtsozialplans eine Sonderregelung zu 
treffen, die, falls eine Weiterbeschäftigung im Bergbau nicht 
möglich ist, betriebliche Lohnbeihilfen oder betriebliche Zu- 
schüsse bei Arbeitslosigkeit vorsieht. 

Dieser Entschließung des Deutschen Bundestages hat die Bun- 
desregierung inzwischen Rechnung getragen. Im Gesamtsozial- 
plan ist jetzt eine Verbesserung der betrieblichen Leistungen 
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für den in der Entschließung genannten Personenkreis vorge- 
sehen. Sie erhalten - unabhängig von den normalerweise vor- 
gesehenen Fristen ~ bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres 
betriebliche Ausgleichsleistungen, und zwar sowohl für den Fall 
der Arbeitslosigkeit wie für den Fall der Wiederbeschäftigung 
bei niedrigerem Lohn. 

Darüber hinaus ist auch die Frage geprüft worden, ob man 
generell dem betreffenden Unternehmen eine Weiterbeschäfti- 
gungspflicht für diesen Personenkreis auferlegen sollte. Hiervon 
ist jedoch Abstand genommen worden, weil eine derartige 
generelle Weiterbeschäftigungspflicht eine Starrheit in der 
Beschäftigungspolitik des betreffenden Unternehmens zur Folge 
haben kann, die zu einer unzweckmäßigen Belastung der 
Wirtschaftlichkeit des Steinkohlenbergbaus insgesamt führen 
könnte. In Einzelfällen, in denen eine derartige Weiterbeschäfti- 
gung ohne derartige Nachteile möglich ist, kann eine entspre- 
chende Regelung in den weiterhin erforderlichen betrieblichen 
Sozialplänen zusätzlich zu den Bedingungen des Gesamtsozial- 
plans vorgesehen werden. In den Verhandlungen zwischen den 
Betriebsräten und den Unternehmensleitungen über diese 
Sozialpläne sollte es möglich sein, zu einem gesunden Aus- 
gleich in dieser Frage jeweils nach der Lage des einzelnen 
betroffenen Unternehmens zu kommen. 


Schiller 
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Drucksache V/3069 


Auszug 

aus dem Bundesanzeiger Nr. 94 vom 18. Mai 1968 


Bekanntmachung 

des Gesamtsozialplans über die öffentlichen und betrieblichen Leistungen und Vorsorgemaßnahmen 
für die von Stillegungen betroffenen Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus 

Vom 15. Mai 1968 


Nachstehend wird der Gesamtsozialplan über die 
öffentlichen und betrieblichen Leistungen und Vor- 
sorgemaßnahmen für die von Stillegungen betroffe- 
nen Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus be- 
kanntgemacht. 

Der Erste Teil des Gesamtsozialplans (Abfindungs- 
geld) ist in den §§ 24 bis 31 des Gesetzes zur 
Anpassung und Gesundung des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlenberg- 
baugebiete vom 15. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 365) im einzelnen geregelt und gilt, wie sich aus 
§ 1 Abs. 4 dieses Gesetzes ergibt, für Arbeitnehmer 
des Steinkohlenbergbaus, des Pechkohlenbergbaus 
und des Braunkohlentiefbaus. Entsprechendes gilt 
für den Zweiten Teil des Gesamtsozialplans (An- 
passungsbeihilfen). Grundlage für diesen Teil des 
Gesamtsozialplans sind die Richtlinien über die 

Bonn, den 15. Mai 1968 


Gewährung von Beihilfen für Arbeitnehmer des 
Steinkohlenbergbaus, die von Maßnahmen im Sinne 
des Artikels 56 § 2 des Montanunionvertrages be- 
troffen werden, vom 12. Juli 1966 (Bundesanzeiger 
Nr. 132 vom 20. Juli 1966). Die Gewährung der be- 
trieblichen Mindestleistungen und sonstigen Maß- 
nahmen nach dem Dritten Teil des Gesamtsozial- 
plans ist in § 7 des Gesetzes zur Anpassung und 
Gesundung des deutschen Steinkohlenbergbaus und 
der deutschen Steinkohlenbergbaugebiete vorge- 
schrieben. Dieser Teil gilt für Arbeitnehmer der 
Bergbauuntemehmen, die eine Stillegungsprämie 
nach den Richtlinien über die Gewährung von Prä- 
mien für die Stillegung von Steinkohlenbergwerken 
und die Veräußerung von Grundstücken aus Berg- 
baubesitz vom 22. März 1967 (Bundesanzeiger Nr. 59 
vom 29. März 1967) erhalten können und beantragt 
haben. 


Der Buridesininister für Wirtschaft 
Schiller 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
K a t z e r 


Gesamtsozialplan 

über die öffentlichen und betrieblichen Leistungen und Vorsorgemaßnahmen für die 
von Stillegungen betroffenen Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus 


Der Gesamtsozialplan soll allen von Stillegungen 
betroffenen Arbeitnehmern des Steinkohlenbergbaus 
die Sicherung geben, daß sich der Anpassungsprozeß 
für sie ohne unzumutbare Härte vollzieht. Bestand- 
teil des Gesamtsozialplans sind 

1. das Abfindungsgeld nach dem Gesetz zur An- 
passung und Gesundung des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlen- 
bergbaugebiete vom 15. Mai 1968 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 365), 

2. die Anpassungsbeihilfen nach den Richtlinien 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialord- 
nung vom 12. Juli 1966 über die Gewährung von 
Beihilfen für Arbeitnehmer des Steinkohlenberg- 
baus, die von Maßnahmen im Sinne des Arti- 


kels 56 § 2 des Montanunionvertrages betroffen 
werden, 

und 

3. Leistungen und sonstige Maßnahmen des still- 
legenden Unternehmens im Rahmen seiner be- 
trieblichen Vorsorge. 

Erster Teil 
Abfindungsgeld 

Für die von einer Stillegung betroffenen Arbeit- 
nehmer wird nach Maßgabe des Gesetzes zur 
Anpassung und Gesundung des deutschen Stein- 
kohlenbergbaus und der deutschen Steinkohlenberg- 
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baugebiete ein Abfindungsgeld aus Mitteln des 
Bundes gewährt. Hierfür gelten folgende Grund- 
sätze: 

I. Voraussetzungen 

Abfindungsgeld erhalten alle in Unternehmen des 
Steinkohlenbergbaus, Pechkohlenbergbaus, Braun- 
kohlentiefbaus oder in Bergbauspezialgesellschaften 
beschäftigten Arbeitnehmer, wenn sie 

1. aus Anlaß einer Stillegungsmaßnahme nach dem 
31. März 1967 entlassen worden sind, 

2. im Zeitpunkt ihrer Entlassung das 35. Lebensjahr 
vollendet und dem Bergbau mindestens 10 Jahre 
zugehört haben, 

3. in den beiden der Entlassung vorangegangenen 
Jahren ununterbrochen in den genannten Berg- 
bauzweigen beschäftigt waren und 

4. die Zahlung des Abfindungsgeldes beantragt 
haben. 

Das Erfordernis der Zugehörigkeit zum Bergbau von 
10 Jahren (Nummer 2) vermindert sich ab dem 
41. Lebensjahr um jeweils 1 Jahr und beträgt ab 
dem 48. Lebensjahr mindestens 2 Jahre. 

Eine Unterbrechung des Zwei-Jahres-Zeitraumes 
(Nummer 3) ist unscJiädlich, wenn sie auf Gründen 
beruht, die nicht in der Person des Arbeitnehmers 
liegen. 

11. Ausschluß von der Gewährung 

Kein Abfindungsgeld erhalten Arbeitnehmer, die 
Knappschaftsruhegeld, Knappschaftsrente wegen 
Erwerbsunfähigkeit oder Knappschaftsausgleichs- 
leistung beziehen oder denen eine dieser Leistungen 
spätestens vom 1. des auf die Entlassung folgenden 
Monats an zuerkannt wird. 

Das Abfindungsgeld wird ferner nicht an Arbeit- 
nehmer gewährt, denen vor ihrer Entlassung ein 
neuer Arbeitsplatz im Steinkohlenbergbau zu zu- 
mutbaren Bedingungen angeboten worden ist. Zu- 
mutbare Bedingungen liegen z. B. dann vor, wenn 
eine Weiterbeschäftigung in der gleichen Tariflohn- 
oder Gehaltsgruppe angeboten wurde und der 
Zeitaufwand für den Weg von der Wohnung zum 
neuen Arbeitsplatz und zurück zwei Stunden nicht 
überschreiten würde. 

III. Höhe des Abfindungsgeldes 

Das Abfindungsgeld besteht aus einem Grundbetrag 
von 2000 DM und erhöht sich für jeden über die 
Mindestdauer hinausgehenden Monat der Ziige- 
hörigkeit um 25 DM bis zu einem Höchstbetrag von 
5000 DM. 

Auf das Abfindungsgeld wird die Abfindung ange- 
rechnet, die auf Grund des § 15 der Richtlinien des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung vom 
12. Juli 1966 gewährt wird. 


Zweiter Teil 
Anpassungsbeihilfen 

Für die von einer Stillegung betroffenen Arbeitneh- 
mer werden nach Maßgabe der Richtlinien des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung vom 
12. Juli 1966 über die Gewährung von Beihilfen für 
Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus, die von 
Maßnahmen im Sinne des Artikels 56 § 2 des Mon- 
tanunionvertrages betroffen werden (Bundesanzei- 
ger Nr. 132 vom 20. Juli 1966), Anpassungsbeihilfen 
aus Mitteln des Bundes und der Montanunion ge- 
währt. Hierfür gelten folgende Grundsätze: 

I. Beihilfen 

zur Sicherstellung des Lebensunterhalts 

1. B e i W i e d e r b e s c h ä f t i g u n g 
Lohnbeihilfe 

Die Arbeitnehmer, die in einer neuen Beschäfti- 
gung weniger Lohn als bisher erhalten, können 
bis zum Ablauf von 12 Monaten - soweit sie das 
45. Lebensjahr vollendet haben, bis zum Ablauf 
von 18 Monaten - seit ihrer Entlassung eine 
Lohnbeihilfe erhalten. Mit Hilfe dieser Leistung, 
die in ihrer Höhe nach dem Familienstand und 
der Zahl der unterhaltsberechtigten Angehörigen 
gestaffelt ist, wird den Wiederbeschäftigten ein 
Gesamteinkommen garantiert, das zwischen 65 
und 80 V. H. ihres früheren Bruttoarbeitsentgelts 
(das sind in der Regel zwischen 80 und 95 v. H. 
des früheren Nettomonatsentgelts) liegt. Tarif- 
liche Lohnerhöhungen, die den Wiederbeschäf- 
tigten auch in ihrer früheren Arbeitsstelle zugute 
gekommen wären, werden entsprechend berück- 
sichtigt. 

2. Bei Umschulung 

Die Arbeitnehmer, die sich beruflichen Um- 
schulungs-, Ausbildungs- oder Fortbildungs- 
inaßnahmen unterziehen, erhalten zur Sicherung 
ihres Lebensunterhalts für die Dauer von 12 Mo- 
naten Wartegeld wie bei Arbeitslosigkeit 
(Nr. 3 a). Daneben wird ihnen zur Abdeckung 
besonderer Aufwendungen ein Taschengeld in 
Höhe von 2,50 DM täglich gewährt. 

3. Bei Arbeitslosigkeit 
a) Wartegeld 

Arbeitslose Arbeitnehmer erhalten bis zum 
Ablauf von 12 Monaten seit ihrer Entlassung 
ein Wartegeld. Dieses Wartegeld stockt das 
Arbeitslosengeld oder die Unterstützung aus 
der Arbeitslosenhilfe bis zu einem Gesamt- 
betrag auf, der nach dem Familienstand und 
der Zahl der unterhaltsberechtigten Ange- 
hörigen gestaffelt ist und z^wischen 50 und 
70 V. H. des früheren Bruttomonatsentgelts 
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(das sind in der Regel zv/ischen 65 und 80v. H. 
des früheren Nettomonatsentgelts) des Ent- 
lassenen liegt. 

b) Übergangsbeifiilfe 

Den Unternehmen, die ihren ausgeschiedenen 
Arbeitnehmern nach Sozialplänen zur Siche- 
rung ihres Lebensunterhalts laufende Über- 
gangsbeihilfen gewähren, können diese Lei- 
stungen für das zweite bis fünfte Jahr nach 
der Entlassung zur Hälfte - höchstens jedoch 
von einem monatlichen Betrag, der zusammen 
mit dem sonstigen Einkommen des Entlasse- 
nen insgesamt 500 DM zuzüglich 50 DM je 
Angehörigen nicht übersteigt - erstattet wer- 
den, Gewährt das Unternehmen entsprechen- 
de Leistungen nicht, so wird der Betrag, den 
das Unternehmen erhalten hätte, dem Ent- 
lassenen unmittelbar ausgezahlt. 


IL Beihilfen bei Aufnahme 
von auswärtiger Beschäftigung 

1. T ä g 1 i c h e F a h r k o s t e n 

Den von Stillegungsmaßnahmen betroffenen 
Arbeitnehmern können für die Dauer eines Jah- 
res seit Wiederbeschäftigung oder Verlegung die 
Kosten, die ihnen für die täglichen Fahrten zwi- 
schen der Wohnung und der neuen Arbeitsstelle 
entstehen, zur Hälfte oder - wenn dies gün- 
stiger ist - soweit sie 20 DM im Monat über- 
steigen, in voller Höhe erstattet werden. 

2. Anreisekosten 

Dem Wiederbeschäftigten oder Verlegten, der 
eine Beschäftigung außerhalb seines bisherigen 
Wohnorts aufnimmt und wegen der Entfernung 
nicht täglich pendeln kann, werden die Kosten 
der ersten Anreise an seinen neuen Beschäfti- 
gungsort in voller Höhe erstattet. 

v3. Umzugskosten 

Arbeitnehmer, die infolge Aufnahme einer aus- 
wärtigen Beschäftigung ihre Wohnung wechseln 
müssen, erhalten die Kosten für die Überführung 
des gesamten Hausrats in voller Höhe erstattet. 
Daneben wird ihnen eine einmalige Einrichtungs- 
beihilfe gewährt, die je nach Familienstand und 
Zahl der unterhaltsberechtigten Angehörigen 
zwischen 750 DM und 1500 DM beträgt. 

4. Trennungsentschädigung und Fa- 
milienheimfahrten 

Bei doppelter Haushaltsführung aus Anlaß einer 
auswärtigen Arbeitsaufnahme erhalten die 
Arbeitnehmer bis zur Dauer von 3 Jahren seit 
der Arbeitsaufnahme eine Trennungsentschädi- 
gung in Höhe von 7,50 DM täglich. Daneben 


werden ihnen die Kosten für monatlich eine 
Fahrt zum Besuch der Angehörigen in voller 
Höhe erstattet. 

III. Beihilfen bei Umschulungsmaßnahmen 

1. Umschulungsbeihilfen 

An Arbeitnehmer, die sich beruflichen Umschu- 
lungs-, Ausbildungs- oder Fortbildungsmaßnah- 
men unterziehen, können für die Dauer eines 
Jahres neben den Beihilfen zur Sicherstellung 
ihres Lebensunterhalts gewährt werden: 

a) Beihilfen für die vom Träger der Maßnahmen 
erhobenen Lehrgangskosten, 

b) die notwendigen Kosten für eine auswärtige 
Unterbringung bis zur Höhe der Trennungs- 
entschädigung, 

c) die für die Durchführung der Maßnahme er- 
forderlichen Fahrkosten, 

d) die für die Teilnahme an der Maßnahme er- 
forderliche Arbeitskleidung, 

e) die Kosten für eine freiwillige Weiterversi- 
cherung in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung mit Anspruch auf Kranken- und Haus- 
geld und 

f) sonstige unvermeidbare Kosten, die im 
ursächlichen Zusammenhang mit der Umschu- 
lungsmaßnahme stehen. 

2. Anlernzuschüsse 

Um sicherzustellen, daß Wiederbeschäftigte, die 
ihre volle berufliche Leistung am neuen Arbeits- 
platz erst nach einer bestimmten Einarbeitimgs- 
zeit erreichen können, den vollen Lohn erhalten, 
wird dem Unternehmen, das die Anlernung 
durchführt, ein Anlernzuschuß gewährt. 

Die Höhe des Anlernzuschusses richtet sich nach 
dem Grad der Minderleistung des Arbeitnehmers 
am neuen Arbeitsplatz. Er kann bis zu 70 v. H. 
des vollen Arbeitslohnes betragen und ist zeit- 
lich nicht begrenzt. Die Dauer der Förderung 
richtet sich lediglich danach, in welcher Zeit der 
Wiederbeschäftigte die volle Leistung am 
Arbeitsplatz erreichen kann. 

IV. Einmalige Abfindungen 

1. Abfindung 

Entlassene Bergleute, die am Tage ihres Aus- 
scheidens das 64. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben und 
Bergmannsrente oder 

Knappschaftsrente wegen Berufsunfähigkeit 
oder 

Knappschaftsausgleichsleistung 

oder 
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wegen einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um mindestens 50 v. H. Rente aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung beziehen 
oder 

Schwerbeschädigte nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz oder anderen Gesetzen sind, 

können an Stelle der Lohnbeihilfe und des 
Wartegeldes eine Abfindung erhalten. Diese Lei- 
stung kann auch Bergleuten gewährt werden, die 
das 50. Lebensjahr vollendet haben und minde- 
stens 20 Jahre knappschaftlich versichert und 
während dieser Zeit mindestens 15 Jahre als 
Hauer unter Tage beschäftigt gewesen sind. An 
Stelle der 20jährigen knappschaftlichen Versiche- 
rungszeit kann auch der Eintritt in den Bergbau 
vor dem 1. Januar 1949 und eine seitdem un- 
unterbrochene Beschäftigung im Steinkohlen- 
bergbau treten. 

Die Abfindung beträgt 4000 DM - für Empfänger 
von Knappschaftsausgleichsleistung 2000 DM - 
und ist am Tage der Entlassung in einer Summe 
zu zahlen. 

Diese Abfindung wird auf das Abfindungsgeld 
(Erster Teil) angerechnet. 

2. Hausbrandabfindung 

Entlassene oder außerhalb des Steinkohlenberg- 
baus wiederbeschäftigte Bergleute erhalten 
außerdem für den Wegfall oder die Minderung 
eines Anspruchs auf Hausbrandkohle eine Ab- 
findung. Diese Abfindung beträgt für Bergleute 
mit eigenem Hausstand bis zu 240 DM, ohne 
eigenen Hausstand bis zu 120 DM. 


Dritter Teil 

Betriebliche Leistungen und sonstige Maßnahmen 

Für den Fall einer nach dem 7. November 1967 be- 
schlossenen Stillegung eines Steinkohlenbergwerks, 
für die das Bergbauunternehmen eine Stillegungs- 
prämie beantragt, sind - unbeschadet bestehender 
Rechtsansprüche - mindestens die nachstehend auf- 
geführten Leistungen und sonstigen Maßnahmen im 
Rahmen der betrieblichen Vorsorge vorgesehen: 

I. Allgemeine Vorsorgemaßnahmen 

1. Bekanntgabe des Gesamtsozial- 
plans 

Das Bergbauunternehmen gibt diesen Gesamt- 
sozialplan allen Arbeitnehmern des Unterneh- 
mens in geeigneter Weise bekannt. 

2. Betreuungsbüro 

(1) Das Bergbauunternehmen und der Betriebsrat 
werden ein Büro zur sozialen Betreuung der 
betroffenen Arbeitnehmer einrichten. 


(2) Das Betreuungsbüro steht hinsichtlich der sich 
aus der Stillegung ergebenden Fragen auch 
den Angehörigen der betroffenen Arbeitneh- 
mer sowie den Rentnern und Pensionären, 
soweit sie zum Bergbauunternehmen gehören, 
und deren Hinterbliebenen zur Verfügung. 

(3) Zu den Aufgaben des Betreuungsbüros ge- 
hört auch die Prüfung von besonderen Härte- 
fällen, die sich bei Anwendung der in die- 
sem Gesamtsozialplan vorgesehenen betrieb- 
lichen Leistungen und sonstigen Maßnahmen 
ergeben. Soweit notwendig, hat das Betreu- 
ungsbüro diesen Härtefällen durch Festset- 
zung entsprechender Leistungen oder Maß- 
nahmen Rechnung zu tragen. 

(4) Das Bergbauunternehmen wird dafür Sorge 
tragen, daß für die Arbeitnehmer rechtzeitig 
Sammel- oder Einzelanträge auf Gewährung 
von Abfindungsgeld gestellt werden. 

3. Aufrechterhaltung der Lohn- und 
Gehaltsgrundsätze 

Lohn- und Gehaltsgrundsätze werden vom Zeit- 
punkt des Beschlusses über die Stillegung an aus 
Anlaß der Stillegung nicht mehr zum Nachteil 
der betroffenen Arbeitnehmer geändert. 

4. Vorrangigkeit der Verlegung 

(1) Soweit möglich, wird jeder betroffene Arbeit- 
nehmer auf einen gleichwertigen Arbeitsplatz 
im Bereich des Bergbauunternehmens verlegt. 
Diese Verpflichtung besteht nicht für Arbeit- 
nehmer, die die Voraussetzungen zum Bezug 
des Knappschaftsruhegeldes, einer Knapp- 
schaftsrente oder der Knappschaftsausgleichs- 
leistung erfüllen. 

(2) Zum Zwecke eines geordneten Ablaufs der 
Stillegung wird die Reihenfolge der notwen- 
digen Entlassungen in einem Zeitplan fest- 
gelegt, der im Benehmen mit dem Betriebsrat 
aufzustellen ist. 

(3) Das Bergbauunternehmen wird sicherstellen, 
daß Arbeitnehmer, die 

1. in längstens zwei Jahren die Vorausset- 
zungen für den Bezug von Knappschafts- 
ausgleichleistung erfüllen, 

oder 

2. im 58. Lebensjahr stehen und mit dem 
60. Lebensjahr (auch bei Arbeitslosigkeit) 
Knappschaftsruhegeld erhalten können, 
aber die geforderten Wartezeiten noch 
nicht erfüllt haben, 

bis zur Erfüllung der Voraussetzungen nach 
Nummer 1 oder 2 innerhalb des Bergbau- 
unternehmens in knappschaftsversicherungs- 
rechtlich wirksamer Weise weiterbeschäftigt 
oder, wenn das Bergbauunternehmen seine 
bergbauliche Tätigkeit vorher einstellt, bis 
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zu dem Zeitpunkt weiterbeschäftigt werden, 
in dem ihre Entlassung aus betriebstechni- 
schen Gründen unumgänglich ist. 

5. Ausbild ungsverhältnisse 

Lehrlingen, Umschülern und Anlernlingen, die in 
einem Ausbildungs-, Umschulimgs- oder Anlern- 
verhältnis zu dem Bergbauunternehmen stehen, 
wird die Beendigung der Ausbildung innerhalb 
des Bergbauunternehmens oder bei anderen Aus- 
bildungsstätten ermöglicht. 

6. U in s c h u 1 u n g s m a ß n a h m e n 

Das Bergbauunternehmen wird im Rahmen der 
bestehenden Möglichkeiten Umschulungsmaß- 
nahmen der Arbeitsämter durch Bereitstellung 
seiner Räume und Einrichtungen fördern. 

II. Leistungen an verlegte Arbeitnehmer 

Arbeitnehmern, die aus Anlaß einer Stillegung auf 
einen anderen Arbeitsplatz des Bergbauunterneh- 
mens verlegt werden, werden folgende Leistungen 
gewährt: 

1. Betriebliche Lohnbeihilfen 

(1) Verlegten Arbeitnehmern wird bis zum Ab- 
lauf von 2 Jahren seit Auslaufen der von der 
öffentlichen Hand gewährten Lohnbeihilfe 
eine betriebliche Lohnbeihilfe gewährt. Die 
Lohnbeihilfe entfällt bei Arbeitnehmern, die 
vor ihrer Verlegung weniger als 2 Jahre im 
Steinkohlenbergbau beschäftigt gewesen sind; 
bei Arbeitnehmern, die vor ihrer Verlegung 
weniger als 5 Jahre im Steinkohienbergbau 
beschäftigt gewesen sind, verkürzt sich die in 
Satz 1 genannte Frist um 1 Jahr. 

(2) Im übrigen gelten für die betriebliche Lohn- 
beihilfe dieselben Grundsätze wie bei der 
Lohnbeihilfe, die vom Bund gewährt wird. 

2. Fahr- und Umzugskosten, Einrich- 
tungs - und Mietbeihilfen 

(1) Verlegte Arbeitnehmer erhalten 

1. die Fahrkosten erstattet, soweit sie die 
vor der Verlegung von ihnen selbst getra- 
genen Fahrkosten übersteigen; bei der 
Bemessung ist der Betrag zugrunde zu 
legen, der sich bei Benutzung des zweck- 
mäßigsten öffentlichen Verkehrsmittels er- 
geben würde; 

2. die mit der Verlegung verbundenen Um- 
zugskosten erstattet; 

3. eine angemessene Einrichtungsbeihilfe; 

4. eine angemessene Mietbeihilfe, wenn die 
Miete in der neuen Wohnung bei gleicher 
Ausstattung, Lage und Größe mindestens 


10 DM monatlich höher als die bisherige 
Miete ist. Mieterhöhungen auf Grund 
öffentlich-rechtlicher Bestimmungen wer- 
den durch die Mietbeihilfe nicht ausge- 
glichen. 

(2) Die Leistungen nach Absatz 1 Nr. 1 und 4 
werden nicht gleichzeitig und insgesamt nicht 
länger als 4 Jahre seit der Verlegung ge- 
währt. 

IIL Leistungen an Entlassene 

Entlassenen Arbeitnehmern, denen die aus Anlaß 
einer Stillegung im gegenseitigen Einvernehmen 
ausscheidenden Arbeitnehmer gleichstehen, werden 
folgende Leistungen gewährt: 

1. Betriebliche L o h n b e i h i 1 f e n ; be- 
triebliche Zuschüsse bei Arbeits- 
losigkeit 

(1) Entlassenen Arbeitnehmern werden 

1. ~ bei Wiederbeschäftigung außerhalb des 
Bergbauunternehmens - bis zum Ablauf 
von 2 Jahren seit Auslaufen der von der 
öffentlichen Hand gewährten Lohnbeihil- 
fen oder 

2. - bei Arbeitslosigkeit - für die Dauer der 
Arbeitslosigkeit, längstens jedoch bis zum 
Ablauf von 2 Jahren seit Auslaufen der 
von der öffentlichen Hand gewährten 
Wartegelder 

betriebliche Lohnbeihilfen bzw. betriebliche 
Zuschüsse gewährt. Diese Leistungen entfal- 
len bei Arbeitnehmern, die vor ihrem Aus- 
scheiden weniger als 2 Jahre im Steinkohlen- 
bergbau beschäftigt gewesen sind; bei Arbeit- 
nehmern, die vor ihrem Ausscheiden weniger 
als 5 Jahre im Steinkohlenbergbau beschäftigt 
gewesen sind, verkürzen sich die in Satz 1 
genannten Fristen um 1 Jahr. 

(2) Entlassenen Arbeitnehmern, die zum Zeit- 
punkt des Ausscheidens das 55. Lebensjahr 
vollendet haben und seit dem 31. Dezember 
1948 ununterbrochen im Bergbau beschäftigt 
waren, werden die Leistungen nach Absatz 1 
über die Zeit von zwei Jahren seit Auslaufen 
der von der öffentlichen Hand gewährten 
Lohnbeihilfen bzw. Wartegelder hinaus bis 
zur Vollendung des 60. Lebensjahres gewahrt. 

(3) Die betriebliche Lohnbeihilfe entfällt, wenn 
der Arbeitnehmer eine ihm angebotene zu- 
mutbare Tätigkeit im Steinkohlenbergbau 
nicht aufnimmt. 

(4) Der betriebliche Zuschuß bei Arbeitslosigkeit 
entfällt, wenn 

1. eine dem Arbeitnehmer angebotene zu- 
mutbare Tätigkeit nicht aufgenommen 
wird. 
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2. eine solche Tätigkeit aus Gründen endet, 
die in seiner Person liegen, oder 

3. der Arbeitnehmer an einer ihm angebote- 
nen zumutbaren Umschulungsmaßnahme 
nicht teilnimmt, 

(5) Im übrigen gelten für die betriebliche Lohn- 
beihilfe und den betrieblichen Zuschuß die- 
selben Grundsätze wie bei der Lohnbeihilfe 
bzw. dem Wartegeld, die vom Bund gewährt 
werden. 

2. Betriebsabfindung 

(1) Entlassenen Arbeitnehmern wird eine Be- 
triebsabfindung gewährt, die bei Zugehörig- 
keit zum Steinkohlenbergbau von 

1. 3 bis 6 Jahren V 2 Monatsgehalt 
(brutto) 

2. 7 bis 10 Jahren 1 Monatsgehalt 
(brutto) 

3. 11 bis 15 Jahren IV 2 Monatsgehälter 

(brutto) 

4. 16 bis 20 Jahren 2 Monatsgehälter 

(brutto) 

5. über 20 Jahren 2 V 2 Monatsgehälter 
(brutto) 

beträgt. 

(2) Das Abfindungsgeld (Erster Teil), die Abfin- 
dung (Zweiter Teil IV 1) und gesetzliche Ab- 
findungsansprüche gegen den Arbeitgeber 
(Kündigungsschutz- und Betriebsverfassungs- 
recht) sind auf die Betriebsabfindung anzu- 
rechnen. 

(3) Bei Lohnempfängern tritt an die Stelle eines 
Monatsgehalts der Lohn für einen Monat 
(brutto). Der Berechnung ist jeweils das 
Arbeitsentgelt zugrunde zu legen, das dem 
Entlassenen bei regelmäßiger betrieblicher 
Arbeitszeit in dem Monat, in dem das Arbeits- 
verhältnis endet, an Geld und Sachbezügen 
zusteht. 

3. Wohnrecht 

(1) Das Bergbauunternehmen wird entlassenen 
Arbeitnehmern das bisher eingeräumte 
Wohnrecht in werkseigenen Wohnungen nach 
ihrer Entlassung weiter gewähren. Bei son- 
stigen Wohnungen, bei denen das Bergbau- 
unternehmen ein Belegungsrecht hat, wird 
es die Einhaltung dieser Verpflichtung durch 
eine entsprechende Ausübung des Belegungs- 
redits sicherstellen. 

(2) Für den Fall eines Eigentümerwechsels ver- 
pflichtet sich das Bergbauunternehmen, für 
den entlassenen Arbeitnehmer 

1. ein Wohnrecht nach dem Eigentümer- 
wechsel sicherzustellen, oder 


2. eine andere Wohnung zu im wesentlichen 
gleichen Bedingungen des bisherigen Miet- 
vertrages zur Verfügung zu stellen. 

(3) Soweit die Regelung nach Absatz 1 und 2 da- 
zu führt, daß für die im Steinkohlenbergbau 
Beschäftigten Wohnraum nicht in ausreichen- 
dem Maße zur Verfügung steht, ist ein an- 
gemessener Ausgleich anzustreben. 

(4) Das Bergbauunternehmen wird den entlasse- 
nen Arbeitnehmern die im Zeitpunkt des 
Ausscheidens eingeräumten Mietnachlässe 
oder sonstigen Mietvergünstigungen für die 
Dauer von 3 Jahren weiter gewähren, soweit 
sie nicht von dem neuen Arbeitgeber gewährt 
werden oder der betroffene Arbeitnehmer 
Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhält. 
Bei sonstigen Wohnungen, bei denen der 
Eigentümer an Stelle des Bergbauunterneh- 
mens den entlassenen Arbeitnehmern eine 
Mietvergünstigung wegen ihrer Beschäftigung 
im Kohlenbergbau eingeräumt hat, wird das 
Bergbauunternehmen die weitere Gewährung 
dieser Vergünstigung entsprechend der Rege- 
lung nach Satz 1 sicherstellen. Ein Anspruch 
auf eine Mietvergünstigung entfällt nur in- 
soweit, als das Bergbauunternehmen für seine 
im Bergbau verbliebenen Arbeitnehmer Miet- 
vergünstigungen mindert, 

(5) Das Bergbauunternehmen wird auf Antrag 
des entlassenen Arbeitnehmers die sich aus 
den Absätzen 1, 2 und 4 ergebenden Ver- 
günstigungen durch eine einmalige angemes- 
sene Abfindung in Geld ablösen, sofern der 
entlassene Arbeitnehmer 

1. seine Wohnung vor Ablauf der in Absatz 4 
genannten Frist freimacht und 

2. gleichzeitig auf seinen Anspruch auf eine 
mit einem Belegungsrecht des Bergbaus 
versehene Wohnung verzichtet. 

Eine Abfindung ist ausgeschlossen, wenn der 
entlassene Arbeitnehmer eine andere Woh- 
nung zu im wesentlichen gleichen Bedingun- 
gen des bisherigen Mietvertrages bezieht. 

(6) Die den entlassenen Arbeitnehmern gewähr- 
ten Darlehen des Bergbauunternehmens zum 
Bau oder zum Erwerb eines Eigenheims, einer 
Kleinsiedlung, eines Kaufeigenheims oder 
einer Wohnung in der Rechtsform des Woh- 
nungseigentums oder eines eigentumsähn- 
lichen Dauerwohnrechts werden in ihren Zins- 
und Tilgungsbedingungen nicht geändert, 

(7) Das Bergbauunternehmen wird dafür Sorge 
tragen, daß entlassene Arbeitnehmer, die 
Eigenheimbewerber sind, ihre Auflassungs- 
und Übertragungsansprüche infolge des Aus- 
scheidens aus dem Bergbau nicht verlieren. 

(8) Die Regelung des Bergarbeiterwohnungsbau- 
gesetzes bleibt unberührt. 
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4. Verbilligter Hausbrand für den 
eigenen Bedarf 

(1) Verbilligter Hausbrand wird den Arbeitneh- 
mern vom Zeitpunkt ihres Ausscheidens an 
für das laufende Hausbrandjahr (1. Oktober 
bis 30. September) zu gleichen Bedingungen 
wie den im Beschäftigungsverhältnis stehen- 
den Betriebsangehörigen gewährt. 

(2) Vom folgenden Hausbrandjahr an wird ver- 
billigter Hausbrand auch 

1 . entlassenen Arbeitnehmern mit einer mehr 
als 18jährigen Bergbauzugehörigkeit, 

2. Arbeitnehmern, die im Zeitpunkt ihres 
Ausscheidens das 45. Lebensjahr vollendet 
haben und dem Bergbauunternehmen seit 
mindestens 15 Jahren angehört haben, und 

3. entlassenen Arbeitnehmern, die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung beziehen, 

zu gleichen Bedingungen wie den ehemaligen 
Bergbauangehörigen mit einer mehr als 20- 
jährigen Tätigkeit im deutschen Steinkohlen- 
bergbau gewährt. 

(3) Das Bergbauunternehmen hat gegebenenfalls 
durch Verträge mit anderen Unternehmen 
sicherzustellen, daß die sich aus den Absätzen 
1 und 2 ergebenden Verpflichtungen auch 
unabhängig von einer Fortführung des Be- 
triebes von Steinkohlenbergwerken erfüllt 
werden. 

5. T a r i f u r 1 a u b 

Im Jahre des Ausscheidens wird dem Arbeit- 
nehmer der volle tarifliche Jahresurlaub gewährt. 
Kann der Urlaub wegen Beendigung des Arbeits- 
verhältnisses ganz oder teilweise nicht gewährt 
werden, so ist er abzugelten. 


6. Weihnachtsgeld und andere Zuwen- 
dungen 

(1) Arbeitnehmer, die nach dem 30. April ent- 
lassen werden, erhalten ein Weihnachtsgeld 
in der Höhe, in der den am Jahresende noch 
Beschäftigten das Weihnachtsgeld gewährt 
wird. Beschäftigt das Bergbauunternehmen am 
Jahresende keine oder keinen den ausgeschie- 
denen Arbeitnehmern für die Festsetzung des 
Weihnachtsgeldes vergleichbaren Arbeitneh- 
mer mehr, so sind insoweit die vom Unter- 
nehmen im vorausgegangenen Jahr gezahlten 
Beträge zugrunde zu legen. Die Auszahlung 
erfolgt im November oder Dezember. Die Ge- 
währung des Weihnachtsgeldes entfällt im 
Einzelfall insoweit, als der neue Arbeitgeber 
ein Weihnachtsgeld zahlt. 

(2) Die für das Weihnachtsgeld geltenden Be- 
stimmungen sind auf andere vom Bergbau- 
unternehmen an Arbeitnehmer üblicherweise 
gewährten oder vereinbarten Jahreszuwen- 
dungen (z. B. 13. Gehalt) entsprechend an- 
wendbar. 

7. J u b i 1 ä u m s - Z u w e n d u n g e n 

Die bei Jubiläen üblichen oder die für Jubiläen 
in betrieblichen Richtlinien vorgesehenen Zuwen- 
dungen erhalten die ausscheidenden Arbeitneh- 
mer auch dann in voller Höhe, wenn am Tage des 
Ausscheidens höchstens 2 Jahre bis zu dem je- 
weils in Betracht kommenden Jubiläum fehlen. 

IV. Anrechnung von Anpassungsbeihilfen 

Soweit die öffentliche Hand Anpassungsbeihilfen 
gewährt, die gleichen Zwecken wie die in den Ab- 
schnitten II und III aufgeführten Leistungen dienen, 
sind die Anpassungsbeihilfen auf die betrieblichen 
Leistungen anzurechnen. 
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